
Aktenzeichen: 5 AZR 46/78
LAG Niedersachsen Urteil des BAG vom 5* März 1980 41

Für das Nachschlagewerk: Ja
Für die Fachpresse: Ja
Für die Amtliche Sammlung: Nein

Gesetz: BGB § 242 Gleichhehandlung

Leitsätze: 1. Ein Spitzenverband der Rentenversicherungs­
träger darf als Arbeitgeber bei der Zahlung 
einer VerbandsZulage nach den unterschiedli­
chen Aufgaben seiner Dienststellen und den 
daraus folgenden unterschiedlichen Anforde­
rungen an die Mitarbeiter differenzieren. Er 
kann die Zulage auf die Angestellten be­
schränken, die die typischen Aufgaben eines 
Spitzenverbandes erledigen.

2. Eine Differenzierung zwischen den Beschäftig­
ten von zwei mit jeweils unterschiedlichen 
Aufgaben betrauten Dienststellen ist auch 
dann zulässig, wenn bestimmte Tätigkeiten in 
beiden Dienststellen in gleicher Weise aus­
geübt werden, z. B. bei Kraftfahrern, Pfört­
nern oder Stenotypistinnen.
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5 AZR 46/78
1 Sa '17/77 Niedersachsen

Verkündet am 
5. März 1980
gez. Schartel, 
Angestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom März 1980 durch die Vorsitzen 
de Richterin Professorin Dr. Hilgen, die Richter Dr. Hei the.; 
und Matthes sowie die ehrenamtliche Richterin Bahr und den 
ehrenamtlichen Richter Dr. Schönherr für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des Beklagten wird das Ur­
teil des Landesarbeitsgerichts Niedersach- 
sen vom 17. November 1977 - 1 Sa 17/77 - auf­
gehoben.

2. Auf die Berufung des Beklagten wird das Ur­
teil des Arbeitsgerichts Hannover vom 18.
Oktober 1976 - 9 Ca 2B-9/76 - abgeändert:
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Die Klage wird in vollem Um­
fang abgewiesen.

3. Die Klägerin hat die Kosten des Rechts­
streits zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

Tatbestand:

Die Klägerin verlangt vom Beklagten die Zah­
lung einer VerbandsZulage für die Zeit vom 1. Ja­
nuar 197̂ ' bis 30. Juni 1976* Sie war in der Zeit 
vom 1. Oktober 1973 bis zum 30» Juni 1976 beim Be­
klagten als Datenerfasserin beschäftigt. Der Be­
klagte zahlte ihr nach Ablauf der Probezeit eine 
Vergütung nach BAT VII.

Der Beklagte ist ein eingetragener Verein mit 
Sitz in Frankfurt. Ihm gehören als Mitglieder an 
alle 18 Landesversicherungsanstalten, die Bundes- 
versicherimgsanstalt für Angestellte, die Bundes­
knappschaft, die Bundesbahn-Versicherungsanstalt 
und die Seekasse. Der Beklagte hat u.a, die Aufga­
be, zu Gesetzentwürfen gegenüber dem Bundesraini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung und gegenüber 
den zuständigen Ausschüssen des Deutschen Bundes­
tages Stellung zu nehmen sowie dringende gesetzli­
che Regelungen oder Verordnungen anzuregen. Er 
vertritt die deutschen Rentenversicherungsträger 
in den Organen der Europäischen Gemeinschaft und 
in der Internationalen Vereinigung für Soziale 
Sicherheit in Genf. Schließlich koordiniert der 
Beklagte die Verwaltungsarbeiten seiner Mitglie­
der, indem er sich zu wichtigen Rechtsfragen und 
Fragen der Verwaltungspraxis nach Beratung in den 
entsprechenden Fachausschüssen äußert und Empfeh­
lungen für ein einheitliches Vorgehen herausgibt.
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4 1- 3 -

Zur Erledigung dieser Aufgaben richtete der 
Beklagte in Frankfurt am Main eine Geschäftsstel­
le ein. In dieser beschäftigt er qualifizierte An­
gestellte, die er insbesondere aus den in .leiten­
der Stellung bei seinen Mitgliedern tätigen Ange­
stellten auswählt. Aufgrund eines Beschlusses der 
Mitgliederversammlung des Beklagten vom 18, Novem­
ber I960 und eines Beschlusses des Vorstandes vom 
20. Januar 1961 erhalten ’’die DO-Bediensteten und 
Tarifangesteilten der Verbandsgeschäftsstelle ... 
eine Zulage zu ihren Dienstbezügen (Verbandszula- 
ge)" in Höhe von 10 % der Grundvergütung zuzüg­
lich 10 % des OrtsZuschlages. Die Mittel für die 
Personal- und Sachkosten des Beklagten bringen 
seine Mitglieder durch Umlage auf.

Im Jahre 1972 richtete der Beklagte in Hanno­
ver eine '’Datenstelle der Träger der Rentenversi­
cherung der Arbeiter" ein. Dieser Datenstelle wur­
den die Aufgaben übertragen, die den Trägern der 
gesetzlichen Rentenversicherungen nach der Verord­
nung über die Erfassung von Daten für die Träger 
der Sozial.versicherung und für die Bundesanstalt 
für Arbeit (Datenerfassungs-Verordnung - DEVO - 
vom 24. November 1972 - BGBl. I, 2159) und nach 
der Verordnung über die Datenübermittlung auf ma­
schinell verwertbaren Datenträgern im Bereich der 
Sozialversicherung und der Bundesanstalt für Ar­
beit (Datenübermittlungs-Verordnung - DÜVO - vom 
18. Dezember 1972 - BGBl. I, 2482) zugewiesen wur­
den. Diese Datenstelle wurde vom Beklagten als 
Auftragsaufgabe nach § 1 Satz 2 seiner Satzung 
geführt. An ihr beteiligten sich 19 Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter; nicht beteiligt 
waren die Bundesversicherungsanstalt für Angestell­
te, die Bundesknappschaft und die Landesversiche­
rungsanstalt Berlin, Für die Datenstelle Hannover 
wurde deshalb ein gesonderter Haushaltsplan auf­
gestellt, den nur die beteiligten Rentenversiche­
rungsträger f inanzierten.
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Für die Arbeit in dieser Datenstelle erließ 
der Beklagte eine Dienstanweisung. In ihr wird die­
se Datenstelle als "eine Außenstelle der Geschäfts­
stelle des Verbandes Deutscher Rentenversicherungs­
träger (VDR) mit Sitz in Hannover" bezeichnet. In 
dieser Datenstelle wurden regelmäßig etwa 40 Mit­
arbeiter beschäftigt. Davon wurden etwa 30 Beschäf­
tigte nach der Vergütungsgruppe VII BAT oder darun­
ter bezahlt. 70 % der in Hannover beschäftigten 
Mitarbeiter waren angelernte Kräfte. Die Mitarbei­
ter der Datenstelle in Harmover hatten einen ei­
genen Betriebsrat. Sie erhielten keine Verbands- 
Zulage.

Ir Jahre 1975 richtete der Beklagte in Würz­
burg eine weitere Dienststelle ein. Es handelte 
sich •''Ujbcl’st um die Hauptabteilung 4 der Ge- 
ne haftest •.i! e dec. Verbandes. Aufgabe dieser Ab­
tei lung mit aer Bezeichnung "Organisation, EDV 
fc i n ß o i i i.. V e i b and sp rogrammi e rung und. Le i t ung der 
Tesigruppeii, Statistik" war die "Leitung der Pro­
gramm iergruppe des VDR und Weiterentwicklung der 
VDR-Programmef Pflege und Weiterentwicklung von 
Schlüsse l unterlagen, Testen von Programmen und 
Leitung der Testgruppen, Auswertung und Vergleich 
der Testergebnisse,, Aufstellen und Wetterführung 
von Testb Lbliotheken, Test von EDV-Vordrucken". Da­
zu gehörte u.a. auch die Entwicklung neuer Pro­
gramm systems , vor allem für die Rentenberechnung.
Die Angestellten, die in dieser Hauptabteilung 4 
in Würzburg tätig sind, erhielten von Anfang an 
die Verbandszulage.

Ara 50. Juni 1970 wurde die Datenstelle in Han­
nover aufgegeben. Der Beklagte erledigte ihre Auf­
gaben, zumindest teilweise, durch die Dienststel­
le in Würzburg, die die Bezeichnung erhielt "Daten­
stelle der- gesetzlichen Rentenversicherung” - DSRV - 
in Würzburg. Zur Erledigung der Meldeaufgaben nach
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§ 14 DEVO bedient sich diese Datenstelle jetzt der 
Hilfe der Bundesversicherungsanstalt für Angestell­
te und der Landesversicherungsanstalt Berlin; hier 
wird die Hauptarbeit für das Meldewesen im Bereich 
der Sozialversicherung geleistet.

Der Betriebsrat der Datenstelle in Hannover 
forderte von Anfang an auch für die Angestellten 
in Hannover die Verbands Zulage» Der Beklagte leim­
te dies ab.

Die Klägerin hat die Ansicht vertreten, die 
Datenstelle Hannover sei eine Außenstelle der 
Verbandsgeschäftsstelle. Der Beschluß des Vor­
standes vom 20. Januar 1961 beziehe sich auch auf 
die Angestellten der Datenstelle in. Hannover. Für 
eine Differenzierung sei ein sachlicher Grund 
nicht erkennbar. Die Klägerin hat beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an 
sie 4.336,50 DM brutto nebst Zin­
sen zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Er hat die Auffassung vertreten, bei der Ver­
bandsgeschäftsstelle in Frankfurt und der Daten­
stelle in Hannover handele es sich um verschiede­
ne Betriebe, denen auch verschiedene Aufgaben zuge­
wiesen seien. Die Differenzierung sei im übrigen 
sachlich wegen der unterschiedlichen Aufgaben der 
Dienststelle in Frankfurt und Würzburg einerseits 
sowie Hannover andererseits berechtigt. Mit der Ven 
bandszutage habe er qualifizierten Mitarbeitern, 
die er für seine Arbeit in einem Spitzenverband 
gewinnen müsse, einen Anreiz schaffen wollen.

Das Arbeitsgericht hat der Klägerin die Ver­
bandszulage in Höhe von 3.159*02 DM für die Zeit

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


vom 1. Dezember 1974 an zugesprochen. Den Anspruch 
für die Zeit vor dem 1. Dezember 1974 hat es als 
verfallen angesehen (§70 Abs. 2 BAT). Die Beru­
fung des Beklagten gegen dieses Urteil ist ohne Er­
folg geblieben. Mit der Revision Verfolgt er sei­
nen Antrag auf Abweisung der Klage weiter.

Entsehe idungsgründe:

Die Klägerin hat entgegen der Ansicht des Be­
rufungsgerichts keinen Anspruch auf die Verbandszu­
tage .

1. 'Die Klägerin könnte ihren Anspruch nur mit dem 
arbeitsrechtlichen Grundsatz der Gleichbehandlung 
begründen,. Aus dem, Vorstandsbeschluß vom Januar
19ü 1 kann sie schon deshalb keine Rechte für sich 
her leiten, weil dieser Beschluß nur die Angestell­
ten in der Geschäftsstelle in Frankfurt betrifft.
Er wurde in der Datenstelle Hannover mit Außenwir- 
kumr r Icht bekannt gemacht. Als di e Klägerin und 
di o übrig,ri Anbeitnehmar dieser Außenstelle von 
der Sxistonz des Beschlusses erfuhren. mußten sie 
erkennen, daß der Beklagte diesen Beschluß nicht 
auf i re ArbeitsVerhältnis erstrecken wollte.

2. Der aroeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrund- 
ratz ist als innerbetrieblicher Gleiehbehandlungs- 
grundsatz entwickelt worden. Das Berufungsgericht 
hat für den vorliegenden Fall angenommen, daß es 
sich bei der Verbandsgeschäftsstelle in Frankfurt 
und der Außenstelle in Hannover um einen einheit­
lichen Betrieb gehandelt habe. Der Senat unter­
stellt dies ohne nähere rechtliche Prüfung mit dem 
Berufungsgericht und zugunsten der Klägerin. Es 
kann deshalb offen bleiben, ob und in welchen Fäl­
len es einen überbetrieblichen Gleichbehandlungs­
grundsatz gibt (vgl. dazu BAG 5, 343 = AP Nr. 13 zu
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§ 242 BGB Gleichbehandlung; BAG 18, 2?8 [286] = AP 
Nr. 117 zu § 1 TVG Auslegung [zu IV 2 der Gründe]).

3. Die Klage scheitert daran, daß der Beklagte 
als Arbeitgeber die Gruppen der begünstigten Ar­
beitnehmer nicht sachwidrig voneinander abgegrenzt 
hat.

a) Nach dem arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungs­
grundsatz ist es dem Arbeitgeber verwehrt, in sei­
nem Betrieb einzelne oder Gruppen von Arbeitnehmern 
ohne sachlichen Grund von allgemein begünstigenden 
Regelungen des Arbeitsverhältnisses auszunehmen und 
einzelne Arbeitnehmer oder Gruppen von ihnen schlech­
ter zu stellen. Er muß die Voraussetzungen so ab­
grenzen, daß nicht sachwidrig oder willkürlich ein 
Teil der Arbeitnehmer von den Vergünstigungen aus­
geschlossen bleibt (ständige Rechtsprechung des Bun­
desarbeitsgerichts, vgl. zuletzt BAG AP Nr. 39 zu
§ 242 BGB Gleichbehandlung [zu I 1 a und b der Grün­
de] mit weiteren Nachweisen; BAG AP Nr. 41 zu § 242 
BGB Gleichbehandlung [zu 2 b der Gründe]).

b) Das Berufungsgericht hat angenommen, der Be­
klagte habe nur nach dem jeweiligen Beschäftigungs­
ort differenziert. Damit hat das Berufungsgericht 
das Vorbringen des Beklagten nicht richtig gewür­
digt. Der Beklagte hatte nicht auf den Beschäfti­
gungsort sondern auf unterschiedliche Aufgaben der 
Dienststellen in Frankfurt und Hannover abgestellt. 
Diese unterschiedlichen Anforderungen und das Anlie­
gen des Beklagten, für die besonderen Aufgaben ei­
nes Spitzenverbandes qualifizierte Mitarbeiter aus 
den Mitgliedsanstalten zu gewinnen, rechtfertigen 
die unterschiedliche Zahlung der VerbandsZulage.

Die Verbandsgeschäftsstelle in Frankfurt hatte 
die typischen Aufgaben eines Spitzenverbandes zu 
erfüllen. Das war bei der Datenstelle in Hannover
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nicht der Fall. Diese Außenstelle nahm keine Aufga­
ben wahr, die der Beklagte als Verband der Renten- 
versicherimgsträger zu erfüllen hatte. Die Mitglieds- 
ansta.1 ten haben der Datenstelle in Hannover solche 
Aufgaben übertragen, die der Sache nach in ihre ei­
gene Zuständigkeit fielen. Das zeigt sich schon 
daran, daß sich nicht alle Rentenversicherungsträ- 
ger beteiligten. Diejenigen Rentenversicherungsträ- 
ger, die selbst oder anderweitig für die Datener­
fassung und -Übermittlung sorgen konnten, beteilig­
ten sich nicht an der Datenstelle, in Hannover, Sie 
trug--*} auch nichts zu ihrer Finanzierung bei. Das 
war . r Sache der dort beteiligten Rentenversiche- 
ruj'gs-träger. Diese Anstalten mußten deshalb darauf 
achten, daß bei gleicher Aufgabe kein unangemesse­
ner Lohngefälle zwischen den in dieser Datenstelle 
bosobäfligten Angestellten und ihren eigenen Ange- 
s t e 1; t e u e n t s t and.

c) Die deutlich unterschiedliche Aufgabenstellung 
und der vom Beklagten bezweckte Anreiz, für die Ver­
band sarbeit in Frankfurt besonders qualifizierte 
Mita’'beiter aus den angeschiossenen Anstalten zu 
gewinnen, rechtfertigen eine unterschied!iche Ent­
leimung der beiden Arbeitnehmergruppen. Die unter­
schied], ichen Aufgaben führen auch zu unterschiedli­
chen Aufordorungen an die Mitarbeiter. In der Ver- 
banrtsgeochäftssteile in Frankfurt sind vorwiegend 
Augestollte mit langjähriger Be rufserf ahrung bei 
e i r. e m R e n tenve rs i che rung s t rage r und üb e rdu rc h- 
schnittlicher Befähigung beschäftigt. Hinzu kommt, 
daß der Beklagte von seinen Angestellten in der 
Verbaadsgeschsftsstelle eine erhöhte Leistungsbe­
reitschaft fordert. Die dort beschäftigten Ange­
stellten stehen ständig unter dem Druck von Termi­
nen . Alle Angestellten, der Verbandsgeschäftsstelle 
aussen, wie der Beklagte behauptet hat, "unter ei­
ner erheblichen Streßsituation arbeiten". Dagegen
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sind die Anforderungen, die der Beklagte an die Mit­
arbeiter in der Datenstelle Hannover stellte, eher 
mit den typischen Anforderungen zu vergleichen, die 
ein Rentenversicherungsträger an seine Mitarbeiter 
stellen muß.

Mit dieser Differenzierung nach Aufgaben und An­
forderungen ist kein Werturteil über die Leistungen 
der einzelnen Mitarbeiter in Frankfurt und Hannover 
verbunden. Der Beklagte hat nicht nach der indivi­
duellen Leistung differenziert sondern nur nach den 
typischen Aufgaben und Anforderungen der jeweiligen 
Dienststelle. Deshalb können auch die Angestellten in 
Hannover fachlich gute Arbeit geleistet haben. Wenn 
der Beklagte an die Aufgaben der jeweiligen Dienst­
stelle anknüpft, ist das mit dem Gleichbehandlungs­
grundsatz vereinbar. Die unterschiedlichen Aufgaben 
und die daraus folgenden unterschiedlichen Anforde­
rungen sind verallgemeinerungsfähige Kriterien, die 
eine unterschiedliche Behandlung verschiedener Ar­
beitnehmer rechtfertigen können (vgl. Mayer-Maly, 
AR-Blattei D, Gleichbehandlung im Arbeitsverhältnis 
I, Abschru G IV). Schließlich wird die Grupp eribil- 
dung auch nicht dadurch unzulässig, daß der Beklagte 
jnnerhalb der beiden Gruppen nicht mehr differen­
ziert hat. Eine an den Aufgaben der Dienststelle ge­
messene Differenzierung ist auch dann sachlich ge­
rechtfertigt, wenn bestimmte Tätigkeiten in der ei­
nen wie in der anderen Dienststelle in gleicher Wei­
se ausgeübt werden - z. B. bei Kraftfahrern, Pfört­
nern oder Stenotypistinnen.

d) Daraus, daß der Beklagte die in Würzburg be­
schäftigten Angestellten in seine begünstigende Zu­
lagenregelung einbezogen hatte, kann die Klägerin 
nichts für sich herleiten.e

Solange die Datenstelle in Hannover bestand, 
war die Würzburger Dienststelle ebenso wie die
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Dienststelle in Frankfurt nur mit den Aufgaben eines 
Op it zenver-bandea befaßt. Die Außenstelle in Wurz­
burg war eine a usge.lagerte Hauptabtei1ung der Ge- 
s c h a 11 s s t e 1 ] e i n F r an k f u i • t.

 ̂■' - die Datensteile in Hannover geschlossen wur­
de, ging zwar ein Teil der Aufgaben dieser Dienst­
stelle auf die jetzt in Würzburg gebildete "Daten- 
stelle der gesetzlichen Rentenversicherung" - 
dcRV - ’über. Daraus kann die Klägerin aber schon 
deshalb keine Rechte für sich herleiten, weil es dem 
ßekiögtrn unbenommen blieb, jederzeit den durch die 
Zulage begünstigten Kreis der Arbeitnehmer zu erwei­
tern, Gleichbehandlung konnte die Klägerin nur wäh­
rend ihres Arbeitsverhältnisses verlangen. Im übri­
gen ubernahm die Würzburger "Datensteile der gesetz­
lichen Re n I  e nv ers i che .rung " nur nach außen die Auf­
gaben der früheren "Datenstelle der Träger der Ren- 
terive rs icherung de?: Arbeiter". Für die routinemäßig 
anfo L Lende Bat enerfas sung und Datenübermittlung be­
diente eich oer Beklagte der Hilfe de•’ Bundesver- 
s?.choru.ngsa.uKta it für Angestellte 'und der Landes- 
versicberungsaoBtalt Berlin« Di« DSRV in Würzburg 
rahm we i terhi r im Schwerpunkt typische Verbandsauf- 
gaben des Beklagten wahr. Es ist deshalb einleuch­
tend, wenn die in Würzburg tätigen Angestellten wei­
terhin die VerbandsZulage erhieJ ten, während die 
bei der BundesVersicherungsanstalt für Angestellte 
mit der Datenerfassung und -Übermittlung beschäf­
tigten Mitarbeiter keine Verbands Zulage erhalten.
Das bestätigt zugleich, daß die Diffeienzierung des 
Beklagten sachlich berechtigt war. Die Klägerin kann 
daher nicht geltend machen, daß die Hitarbeiter in 
Würzburg bei gleicher Arbeit heute die VerbandsZu­
lage erhalten, die der Beklagte ihr vorenthalten 
hat.

gez.: Dr, Hilger Dr. Heither Matthes
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